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Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Familie 

zur Förderung der Kompetenzentwicklung 
durch Qualifizierung in kleinen und 

mittleren Unternehmen im Land Brandenburg 

Vom 15. Februar 2005 

1	 Zuwendungszweck/Rechtsgrundlage 

1.1	 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, der 
Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 44 der Landeshaus­
haltsordnung (LHO) sowie im Rahmen des Operationel­
len Programms des Landes Brandenburg 2000 - 2006, 
Schwerpunkt 4, Zuwendungen aus Mitteln des Europä­
ischen Sozialfonds (ESF) und des Landes zur Förderung 
der Kompetenzentwicklung durch Qualifizierung in 
Unternehmen, insbesondere in kleinen und mittleren 
Unternehmen. Ein Anspruch des Antragstellers auf 
Gewährung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr ent­
scheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres 
pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel. 

1.2	 Ziele der Förderung sind die Stabilisierung und Siche­
rung von Arbeitsplätzen in kleinen und mittleren Unter­
nehmen durch integrierte Kompetenzentwicklung im 
Rahmen der Entwicklungsziele der Unternehmen. Da­
bei sollen die Erfordernisse der sich rasant verändern­
den Nachfrage nach bedarfsgerechter Qualifizierung 
neben den herkömmlichen Schulungsformen durch den 
Einsatz neuer Lehr- und Lernformen und prozessbeglei­
tender Beratung zur Ermittlung von Qualifizierungsbe­
darfen erfüllt werden. Die Kooperation von Unterneh­
men im Weiterbildungsverbund hat dabei eine größer 
werdende Bedeutung für nachhaltige Kompetenzent­
wicklung. 

1.3	 Das Gender-Mainstreaming-Prinzip ist anzuwenden, 
das heißt, bei der Planung, Durchführung und Begleitung 
der Maßnahmen sind ihre Auswirkungen auf die Gleich­
stellung von Frauen und Männern aktiv zu berücksichti­
gen und in der Berichterstattung darzustellen. Frauen 
sollen mindestens entsprechend ihrem Anteil an den Be­
schäftigten in den Unternehmen an der Förderung nach 
dieser Richtlinie beteiligt werden. Geschlechtsspezifi­
sche Hindernisse für die Teilnahme an Maßnahmen im 
Rahmen dieser Richtlinie sind bei der Konzipierung der 
Maßnahmen zu berücksichtigen. Die Projekte sollen die 
Karrierechancen von Frauen und qualifizierte Beschäf­
tigungsmöglichkeiten für Frauen durch die Veränderung 
von Strukturen verbessern. Die Teilnahme von Frauen 
als Beschäftigte oder als Geschäftsführerinnen an Qua­
lifizierungsprozessen soll aktiv verstärkt werden. 

2 	Gegenstand der Förderung 

2.1	 Gefördert werden Qualifizierungsmaßnahmen zur 
Kompetenzentwicklung in den Unternehmen und Bera­

tungsmaßnahmen zur Ermittlung von Qualifikations­
bedarfen. 

2.2	 Die Maßnahmen müssen mindestens einem der drei 
folgenden Richtlinienelemente zuzuordnen sein: 

2.2.1	 Qualifizierung von Beschäftigten sowie von Geschäfts­
führern und Geschäftsführerinnen. 

2.2.2	 Prozessbegleitende Beratung des Managements kleiner 
und mittlerer Unternehmen zur Erarbeitung von be­
darfsspezifischen Qualifizierungskonzepten im Rah­
men der jeweiligen Unternehmensstrategie. 

2.2.3	 Projektmanagement bei Kooperationen von Unterneh­
men oder Beschäftigtenvertretungen im Weiterbildungs­
verbund. 

Dieses Richtlinienelement umfasst die Ausgaben, die 
das Projektmanagement bei Unternehmenskooperatio­
nen im Weiterbildungsverbund verursacht, und soll die 
Nachhaltigkeit der integrierten Kompetenzentwicklung 
sicherstellen. Insbesondere sollen hier folgende Aufga­
ben geleistet werden: 

- Unterstützung bei der Vorbereitung und Umsetzung 
von Weiterbildungsmaßnahmen im Unternehmens­
verbund, insbesondere zur Qualifikationsbedarfs­
ermittlung und zur Qualitätssteigerung in kleinen 
und mittleren Unternehmen, 

- Vernetzung von Personalentwicklung und Regional­
entwicklung zur Entwicklung und Stärkung von 
Clustern (Biotechnologie, Energiewirtschaft/-tech-
nologie, Luft- und Raumfahrt, Medien, Schienen­
verkehrstechnik) sowie von regionalen und sektora­
len Kompetenzfeldern (Kunststoffe, Mineralöl, 
Papier, Optik, Mikroelektronik, Metallverarbeitung, 
Holzwirtschaft, Geowissenschaften, Maschinenbau, 
Automotive, Ernährungswissenschaften/Nahrungs-
mittelverarbeitung, Logistik, Chemie, Medizintech-
nik/Gesundheitswirtschaft, Materialwissenschaften, 
Steuer-, Mess- und Regelungstechnik). 

2.3	 Die Inhalte der Qualifizierungsmaßnahmen sollen sich 
nach folgenden Schwerpunkten richten: 

- Kompetenzverbesserung unternehmensbezogenen 
Handelns, Verbesserung des Einsatzes neuer Tech­
nologien und Stützung innovativer Potenziale sowie 
Maßnahmen zur Qualitätssicherung, 

- Einführung und Verbreitung flexibler Arbeitszeit­
systeme, 

- Einführung und Verbreitung von Systemen zur 
Stärkung der Gesundheitskompetenz, 

- Kompetenzsteigerung der Ausbilder/Ausbilderin-
nen, Gender-Trainings für Ausbilder/Ausbilderin-
nen und 

- Verbesserung der Anpassungsfähigkeit an neue 
unternehmerische Erfordernisse auf den Gebieten 
der Produktion sowie des Marketings und Manage­
ments, insbesondere im Bereich von Clustern und 
von regionalen und sektoralen Kompetenzfeldern. 
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3 Zuwendungsempfänger 

3.1 Zuwendungsempfänger sind kleine und mittlere Unter­
nehmen (KMU), die eine Betriebsstätte im Land Bran­
denburg unterhalten. KMU werden nach den Vorgaben 
der Europäischen Union definiert als Unternehmen, die 
weniger als 250 Personen beschäftigen und einen Jah­
resumsatz von höchstens 50 Millionen Euro oder eine 
Jahresbilanzsumme von höchstens 43 Millionen Euro 
haben. Es muss sich um unabhängige Unternehmen han­
deln, die nicht zu 25 Prozent oder mehr des Kapitals 
oder der Stimmanteile im Besitz von einem oder von 
mehreren Unternehmen gemeinsam stehen, welche die 
genannte Definition der KMU nicht erfüllen. 

3.2 Im besonders begründeten Ausnahmefall können Be­
triebe, die den Status des unabhängigen KMU nach EU-
Definition nicht erfüllen (zum Beispiel Betriebe mit 
öffentlichem Hauptgesellschafter), gefördert werden, 
insbesondere wenn: 

- es sich um Qualifizierungsmaßnahmen handelt, die 
im Zusammenhang mit der Schaffung zusätzlicher 
Arbeitsplätze bei Neuansiedlungen von Unterneh­
men in Brandenburg oder Unternehmenserweite­
rungen nachweisbar erforderlich werden, oder 

- bei umfangreichen Umstrukturierungen in Unter­
nehmen Arbeitsplätze nur durch Qualifizierung der 
Beschäftigten nachweisbar erhalten werden können. 

3.3 Unternehmen können bei Maßnahmen nach Nummer 
2.2.1 einen Organisationsträger (zum Beispiel Kam­
mern, Innungen, Kreishandwerkerschaften, Bildungs­
träger) mit der Beantragung und Organisation der Maß­
nahme beauftragen. In diesen Fällen ist der Organisa­
tionsträger Zuwendungsempfänger. Bei Maßnahmen 
nach den Nummern 2.2.2 und 2.2.3 ist immer der Orga­
nisationsträger Zuwendungsempfänger. 

3.4 Von der Förderung ausgeschlossen sind Banken, Spar­
kassen und Versicherungsunternehmen. 

4 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist insoweit aus­
geschlossen, als derselbe Förderzweck aus anderen 
öffentlichen Mitteln bezuschusst wird. Dies schließt 
auch eine mögliche Förderung nach dem Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB III) ein. 

4.2 Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn eine weitere 
Förderung aus Mitteln der Strukturfonds der Europä­
ischen Union - Europäischer Sozialfonds (ESF), Euro­
päischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und 
Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EAGFL) -, aus dem regional übergrei­
fenden Operationellen Programm des Bundes zur Ent­
wicklung des Arbeitsmarktes und der Humanressourcen 
für die Interventionen des Ziels 1 in Deutschland in der 
Strukturfondsförderperiode 2000 - 2006 sowie eine För­

derung aus den Gemeinschaftsinitiativen der Europäi­
schen Union für den unter Nummer 1.2 genannten Zu­
wendungszweck erfolgt. 

4.3	 Förderfähig sind Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
sowie Geschäftsführer und Geschäftsführerinnen in 
Unternehmen mit einer Betriebsstätte im Land Bran­
denburg. 

4.4	 Maßnahmen nach Nummer 2.2.1 sollen in unternehme­
rische Entwicklungskonzepte eingebunden sein. Dies ist 
durch die Vorlage einer Qualifikationsbedarfsanalyse 
pro Unternehmen zu belegen, die nicht älter als ein Jahr 
sein darf und von der Unternehmensleitung bestätigt 
beziehungsweise unterzeichnet sein muss. Diese Analy­
se soll Aussagen zum Entwicklungsziel des Unterneh­
mens und den zur Erreichung des Entwicklungsziels 
notwendigen Qualifikationen enthalten. 

4.5	 Von der Förderung ausgeschlossen sind alle berufs­
abschlussbezogenen Qualifikationen, insbesondere im 
Sinne des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes 
(AFBG) (zum Beispiel Meister oder meisterähnliche 
Qualifikationen im Sinne des AFBG). 

5 	Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Fehlbedarfsfinanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: Zuschuss 

5.4	 Bemessungsgrundlage 

5.4.1	 Zuwendungsfähig sind 

bei Antragstellung durch Organisationsträger: 

- Personal- und Sachausgaben, 
- notwendige Kinderbetreuungsausgaben bei Qualifi­

zierungszeiten durch Maßnahmen nach dieser 
Richtlinie außerhalb der regulären Arbeitszeiten; 

bei Antragstellung durch Unternehmen: 

- Ausgaben für externe Qualifizierungsleistungen, 
- notwendige Kinderbetreuungsausgaben bei Qualifi­

zierungszeiten durch Maßnahmen nach dieser 
Richtlinie außerhalb der regulären Arbeitszeiten. 

5.4.2 	 Die Lohnkosten für die Teilnehmer und Teilnehmerin­
nen während der Maßnahme werden nicht als Eigenan­
teil angerechnet. 

Soweit Bildungsträger im Rahmen der Qualifizie­
rung Räume und Material der Unternehmen nutzen, 
sind die daraus entstehenden Kosten nicht zuwendungs­
fähig. 
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5.5	 Höhe der Zuwendung 

5.5.1	 Qualifizierung von Beschäftigten und Geschäftsfüh-
rern/Geschäftsführerinnen 

Qualifizierungsmaßnahmen nach Nummer 2.2.1 kön­
nen auf der Grundlage der Bedarfsanalyse pro Jahr mit 
bis zu 3.000 Euro pro Teilnehmer oder Teilnehmerin ge­
fördert werden. Dabei können Maßnahmen in Blöcken 
von mehreren Tagen oder Wochen oder berufsbegleitend 
durchgeführt werden. Die Form der Qualifizierung kann 
dabei in Seminarform, durch individuelle Begleitung, 
selbstgesteuertes Lernen oder durch Lernen mit elektro­
nischen Medien erfolgen. 

Der Eigenanteil der Betriebe beträgt mindestens 30 Pro­
zent der zuwendungsfähigen Ausgaben. Bei Betrieben, 
die den Status des unabhängigen KMU nach EU-Defi-
nition nicht erfüllen, beträgt der Eigenanteil mindestens 
50 Prozent. 

Bei einer Beteiligung des Betriebes von mindestens 
50 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben können in 
begründeten Ausnahmefällen Qualifizierungsmaßnah­
men über 3.000 Euro hinaus mit bis zu 10.000 Euro pro 
Teilnehmer oder Teilnehmerin gefördert werden. Be­
gründete Ausnahmefälle sind besonders innovative 
Maßnahmen, Maßnahmen mit modellhaftem Gender-
Mainstreaming-Bezug oder Maßnahmen, mit denen 
neue Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Kinderbetreuungsausgaben, die durch die Teilnahme an 
durch diese Richtlinie geförderten Maßnahmen zusätz­
lich entstanden sind, werden zu 100 Prozent in Höhe der 
tatsächlich entstandenen Ausgaben bis zu 2.000 Euro 
pro Teilnehmer oder Teilnehmerin erstattet. Die Aus­
gaben schmälern nicht den Förderhöchstbetrag für 
Qualifizierungsmaßnahmen pro Teilnehmer oder Teil­
nehmerin. 

5.5.2	 Prozessbegleitende Beratung des Managements kleiner 
und mittlerer Unternehmen zur Erarbeitung von be­
darfsspezifischen Qualifizierungskonzepten im Rah­
men der jeweiligen Unternehmensstrategie 

Maßnahmen nach Nummer 2.2.2 werden pro Betrieb je 
nach Beschäftigtenzahl mit bis zu 5.000 Euro gefördert 
(unter fünf Beschäftigte 1.000 Euro; ab fünf Beschäftig­
te 2.000 Euro; ab 20 Beschäftigte 3.000 Euro; ab 50 Be­
schäftigte 4.000 Euro und ab 100 Beschäftigte 5.000 Eu­
ro). Der Eigenanteil der Betriebe beträgt mindestens 
50 Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben. Die 
Ergebnisse der Beratung sind in einem qualifizierten 
Gutachten darzulegen. 

5.5.3	 Projektmanagement bei Kooperationen von Unterneh­
men oder Beschäftigtenvertretungen im Weiterbildungs­
verbund 

Bei Einbeziehung von mindestens zehn Unternehmen 
oder Beschäftigtenvertretungen nach Nummer 2.2.3 
werden Ausgaben für Projektmanagement bei der Koo­
peration von Unternehmen im Weiterbildungsverbund 
mit bis zu 30.000 Euro gefördert. Es ist eine qualifizier­
te Projektplanung mit Planungsübersicht zu erstellen. 
Das Projektmanagement umfasst die Qualitätssicherung 
des Kooperationsprojekts und muss die Ergebnisse der 
Kooperation in geeigneter Form dokumentieren. 

Der Eigenanteil der einbezogenen Betriebe beträgt ins­
gesamt mindestens 10 Prozent der zuwendungsfähigen 
Ausgaben. 

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Die Förderung erfolgt nach der Verordnung (EG) 
Nr. 363/2004 vom 28. Februar 2004 in Verbindung mit 
der Verordnung (EG) Nr. 68/2001 der Kommission vom 
12. Januar 2001 über die Anwendung der Artikel 87 und 
88 EG-Vertrag auf Ausbildungsbeihilfen (kurz: Freistel­
lungsverordnung für Ausbildungsbeihilfen). 

Gefördert werden grundsätzlich allgemeine Ausbil­
dungsmaßnahmen nach Artikel 2 Buchstabe e der Frei­
stellungsverordnung für Ausbildungsbeihilfen. 

Beihilfen, deren Höhe für eine einzelne Maßnahme 
eines Unternehmens 1 Million Euro übersteigt, unter­
liegen der Anmeldungspflicht nach Artikel 88 Abs. 3 
EG-Vertrag. Die in Artikel 4 und 5 der Freistellungsver­
ordnung für Ausbildungsbeihilfen genannten Beihilfe­
obergrenzen gelten unabhängig davon, ob das Vorhaben 
ganz aus staatlichen Mitteln oder teilweise aus Gemein­
schaftsmitteln finanziert wird. 

In Bezug auf dieselben förderfähigen Kosten dürfen 
nach der Freistellungsverordnung für Ausbildungsbei­
hilfen freigestellte Beihilfen nicht mit sonstigen Beihil­
fen im Sinne des Artikels 87 Abs. 1 EG-Vertrag oder 
anderen Gemeinschaftsmitteln kumuliert werden, wenn 
die nach dieser Verordnung zulässige maximale Bei­
hilfeintensität dadurch überschritten wird. 

6.2	 Wirkungskontrolle 

Zur Antragsbearbeitung, Aus- und Bewertung der För­
derung (Wirkungskontrolle) und zur Erstellung einer 
Förderstatistik erfasst die LASA Brandenburg GmbH 
statistische Daten auf der Grundlage bestehender und 
vorbehaltlich noch zu erlassender EU-Bestimmungen 
für den Strukturfondsförderzeitraum 2000 - 2006, ins­
besondere Informationen zu den Maßnahmen/Projek-
ten, den geförderten Personengruppen, der Art der Be­
schäftigung, der Höhe und Dauer der Förderung sowie 
zum Verbleib nach der Förderung in der notwendigen 
Differenzierung. 
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7  Verfahren 

7.1 Antragsverfahren 

Anträge sind vor Maßnahmebeginn zu stellen bei der 

LASA Brandenburg GmbH

Geschäftsbereich Programmzentrale

Wetzlarer Straße 54

14482 Potsdam

oder

Postfach 90 02 37

14438 Potsdam

Tel.: (03 31) 60 02-2 00

Fax: (03 31) 60 02-4 00.


Antragsformulare sind im Internet unter www.lasa-
brandenburg.de abrufbar. Unter dieser Adresse ist eben­
falls eine elektronische Antragstellung möglich. Sofern 
sich ein oder mehrere Unternehmen eines Organisa­
tionsträgers bedienen, sind von diesem Bescheinigun­
gen über Beauftragung durch das (die) Unternehmen 
beizubringen sowie Erklärungen darüber, dass das (die) 
Unternehmen selbst keinen Antrag auf Förderung stellt 
(stellen). 

Dem Antrag ist ein Konzept beizufügen, aus dem her­
vorgeht, dass die Maßnahme die unter Nummer 2 ge­
nannten Ziele und Voraussetzungen erfüllt. 

Antragsschluss ist jeweils: 

- der 1. Februar, wenn der beantragte Maßnahmebe­
ginn zwischen dem 1. April und dem 31. Juli des 
laufenden Jahres liegt, 

- der 1. Juni, wenn der beantragte Maßnahmebeginn 
zwischen dem 1. August und dem 30. November des 
laufenden Jahres liegt, und 

- der 1. Oktober, wenn der beantragte Maßnahme­
beginn zwischen dem 1. Dezember des laufenden 
Jahres und dem 31. März des Folgejahres liegt. 

7.2 Bewilligungsverfahren 

Bewilligungsstelle ist die LASA Brandenburg GmbH. 

7.3 Auszahlungsverfahren 

Ein letzter Teilbetrag in Höhe von 5 Prozent der Zuwen­
dungssumme, höchstens jedoch 4.000 Euro pro Zuwen­
dungsempfänger, wird bis nach Abschluss der Verwen­
dungsnachweisprüfung einbehalten und in Abhängig­
keit vom Prüfergebnis ausgezahlt. Dies gilt nicht für 
Zuwendungen, bei denen die Auszahlung nach dem 
Erstattungsprinzip erfolgt. 

Die Auszahlung der Ausgaben für Kinderbetreuung 
nach Nummer 5.5.1 erfolgt nach Vorlage von Rechnung 
und Zahlungsbeleg. 

7.4 Verwendungsnachweisverfahren 

Der einfache Verwendungsnachweis ist zugelassen. Im 
Verwendungsnachweisverfahren ist von den Maßnah­
meträgern durch Unterschrift der Unternehmensleitung 
und der Beschäftigten nachzuweisen, dass die Quali­
fizierung beziehungsweise Beratung im Rahmen der 
Richtlinienelemente und des bestätigten Maßnahme­
konzepts durchgeführt wurde. Ein Nachweis tatsächlich 
getätigter Ausgaben ist für Prüfungszwecke vorzuhalten. 

7.5 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendungen gelten die VV 
zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie oder 
im Zuwendungsbescheid Abweichungen zugelassen 
worden sind. Über die Landeshaushaltsordnung hinaus 
sind die für den Strukturfondsförderzeitraum 2000 ­
2006 einschlägigen Bestimmungen aus den EU-Verord-
nungen zu beachten, insbesondere bezüglich der Aus­
zahlungs- und Abrechnungsvorschriften. 

8 Geltungsdauer 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2005 in 
Kraft und am 31. Dezember 2006 außer Kraft. 

Zuschläge zum Ruhegehalt, §§ 50a, 50b, 50d und 50e 
des Beamtenversorgungsgesetzes 

- Rentenrechtliche Bemessungswerte ­

Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen 
- 45.4-3004-50a-e -

Vom 12. Januar 2005 

Im Anschluss an die Bekanntmachung des Ministeriums der 
Finanzen - 45.3-3003-14 - vom 31. März 2004 (ABl. S. 344) 
werden die aktualisierten Anlagen IV und V (Übersichten der 
jährlichen Höchstwerte an Entgeltpunkten und der Durch­
schnittsentgelte) zu den Hinweisen über weitere Zuschläge 
zum Ruhegehalt (Abschnitt C des BMI-Rundschreibens vom 
3. September 2002, veröffentlicht mit Rundschreiben 
- 45.1-3003-14 - vom 19. Dezember 2002 - ABl. 2003 S. 579 ­
als Teil der allgemeinen Durchführungshinweise zum Versor­
gungsänderungsgesetz 2001) in der vom Bundesministerium 
des Innern mit Rundschreiben - D II 3 - 223 100 - 1/34 - vom 
4. Januar 2005 übersandten Fassung mit der Bitte um Beachtung 
bekannt gegeben. 
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Anlage IV 

Jährliche Höchstwerte an Entgeltpunkten (Anlage 2b SGB VI) 

Zeitraum Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten 

von bis endgültig vorläufig 
1. Jan. 1992 31. Dez. 1992 1,7428 1,7782 
1. Jan. 1993 31. Dez. 1993 1,7933 1,7397 
1. Jan. 1994 31. Dez. 1994 1,8558 1,7580 
1. Jan. 1995 31. Dez. 1995 1,8474 1,8363 
1. Jan. 1996 31. Dez. 1996 1,8577 1,8784 
1. Jan. 1997 31. Dez. 1997 1,8871 1,8288 
1. Jan. 1998 31. Dez. 1998 1,9046 1,8755 
1. Jan. 1999 31. Dez. 1999 1,9063 1,9216 
1. Jan. 2000 31. Dez. 2000 1,9021 1,8931 
1. Jan. 2001 31. Dez. 2001 1,8908 1,9092 
1. Jan. 2002 31. Dez. 2002 1,8864 1,8935 
1. Jan. 2003 31. Dez. 2003 2,1149 2,0937 
1. Jan. 2004 31. Dez. 2004 2,1000 
1. Jan. 2005 31. Dez. 2005 2,1103 

Anlage V 

Durchschnittsentgelte (§ 63, § 69 SGB VI - Anlage 1) 

Gültig ab endgültig vorläufig 
- in DM -

01.01.1995 50.665,00 
01.01.1996 51.678,00 
01.01.1997 52.143,00 
01.01.1998 52.925,00 
01.01.1999 53.507,00 
01.01.2000 54.256,00 
01.01.2001 55.216,00 

- in € -
01.01.2002 28.626,00 28.518,00 
01.01.2003 28.938,00 29.230,00 
01.01.2004 29.428,00 
01.01.2005 29.569,00 
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Richtlinien 
zur Durchführung der Ortskundeprüfung 

für Taxifahrer 
des Landkreises Elbe-Elster 

(Ortskundeprüfungsrichtlinien) 

Runderlass des Ministeriums für Infrastruktur 
und Raumordnung 

Abteilung 4 - Straßenverkehrsrecht 
Vom 21. Februar 2005 

1 

1.1 Bewerber um eine Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung 
mit Taxen haben ihre Ortskenntnisse (§ 48 Abs. 4 Nr. 7 der 
Fahrerlaubnis-Verordnung - FeV -) in einer Prüfung (Orts­
kundeprüfung) nachzuweisen. Die Prüfung besteht bei Be­
werbern um eine Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung mit 
Taxen aus einem schriftlichen Teil. 

1.2 Die schriftliche Prüfung führt das Straßenverkehrsamt als 
Erlaubnisbehörde des Landkreises Elbe-Elster durch. 

1.3 Eine Ortskundeprüfung ist nicht erforderlich, wenn der Be­
werber innerhalb der letzten drei Jahre vor Antragstellung 
die beantragte Erlaubnis einmal besessen hat und keine Tat­
sachen bekannt sind, die Zweifel an seinen Ortskenntnissen 
begründen können. 

2 

2.1 Die Erlaubnisbehörde setzt nach Bedarf Prüfungstermine 
fest. Die Bewerber um eine Fahrerlaubnis zur Fahrgast­
beförderung werden schriftlich durch die Erlaubnisbehörde 
zur Ortskundeprüfung geladen. 

2.2 Die Ortskundeprüfung ist nicht öffentlich. Das Ministerium 
für Infrastruktur und Raumordnung ist berechtigt, Beauf­
tragte zu entsenden und den Ortskundeprüfungen beizu­
wohnen. 

3 

3.1 Für die Durchführung der Ortskundeprüfung wird eine 
Gebühr nach Gebühren-Nr. 203 des Gebührentarifs zur 
Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr 
(GebOSt) erhoben. Die Gebühr ist von dem Bewerber vor 
Beginn der Prüfung bei der Geldannahmestelle einzuzahlen. 
Gleiches gilt für den Fall der Wiederholungsprüfung. 

3.2 Bleibt der Bewerber einmal der Prüfung ohne wichtigen 
Grund und ohne ausreichende Entschuldigung fern, so gilt 
die Prüfung als nicht bestanden. Im Wiederholungsfall gilt 
der Nachweis der Ortskenntnisse als nicht erbracht und der 
Antrag auf Erteilung der Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförde­
rung wird kostenpflichtig nach Gebühren-Nr. 206 des 
Gebührentarifs zur Gebührenordnung für Maßnahmen im 

Straßenverkehr abgelehnt. Darauf ist der Bewerber in der 
Ladung zur Prüfung hinzuweisen. 

3.3 Bewerber, die während der Prüfung eine Täuschungshand­
lung begehen, sind von der weiteren Prüfung auszuschlie­
ßen. Der Nachweis der Ortskenntnisse gilt in diesem Fall 
als nicht erbracht und der Antrag auf Erteilung der Fahr­
erlaubnis zur Fahrgastbeförderung wird nach der unter 
Nummer 3.2 genannten Gebühr kostenpflichtig abgelehnt. 

4 

4.1 In der schriftlichen Prüfung ist anhand eines Fragebogens 
mit 30 Fragen zu ermitteln, ob der Bewerber die erforder­
lichen Ortskenntnisse besitzt. Der Fragebogen darf nur 
Fragen enthalten, die dem Ortskundekatalog entnommen 
sind. Der Ortskundekatalog ist von der Erlaubnisbehörde 
zusammenzustellen. 

In den Ortskundekatalog sind aufzunehmen: 

a) das Pflichtfahrgebiet 
b) Ortsteile und Siedlungen 
c) Straßen und Plätze 
d) Objekte (Behörden und sonstige Institutionen, Kranken­

häuser, Hotels, Gaststätten, Sport- und Freizeitstätten, 
Museen und sonstige Sehenswürdigkeiten) 

e) Ausflugsziele. 

4.2 Die Zusammensetzung der Fragebögen obliegt der Erlaub­
nisbehörde beziehungsweise deren Außenstellen. Der Be­
werber hat innerhalb von 30 Minuten 30 Fragen aus den in 
Absatz 1 Buchstabe a bis e genannten Bereichen zu beant­
worten. 

4.3 Zum Nachweis der erforderlichen Ortskenntnisse sind vom 
Bewerber zu den Fragen aus den nachstehenden Bereichen 
folgende Angaben zu machen: 

zu a) Pflichtfahrgebiete 

Es sind die Grenzorte des Pflichtfahrgebietes zu be­
nennen, die von den jeweiligen Straßen durchquert 
werden. 

zu b) Ortsteile und Siedlungen 

Es sind die Kommunen anzugeben, zu denen der Orts­
teil oder die Siedlung gehört, und die Zufahrtsstraße 
zu benennen, die dorthin führt. 

zu c) Straßen und Plätze 

Es sind Angaben zum Anfang und Ende einer Straße 
erforderlich. Zulässig sind hier auch begrenzende 
Plätze oder andere markante Punkte. Bei Angaben zu 
Plätzen sind die in den Platz einmündenden Straßen 
zu benennen. 
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zu d) Objekte 

Es ist die Straße zu benennen, in der sich der Eingang 
des Objektes befindet. 

zu e) Ausflugsziele 

Es ist der Ort, in oder bei dem sich das Ausflugsziel 
befindet, und der kürzeste zumutbare Fahrweg anzu­
geben. 

5 

5.1 Durch die Erlaubnisbehörde wird das Ergebnis der Orts­
kundeprüfung in dem Prüfungsprotokoll vermerkt. 

5.2 Die Ortskenntnisse sind als ausreichend zu bezeichnen, 
wenn der Bewerber in der schriftlichen Prüfung mindestens 
27 Fragen richtig beantwortet hat. Dabei haben alle Fragen 
die gleiche Wertigkeit. 

5.3 Dem Bewerber ist das Ergebnis der Prüfung nach ihrem 
Abschluss durch die Erlaubnisbehörde bekannt zu geben. 
Bei nicht ausreichendem Ergebnis sind die Gründe für diese 
Bewertung dem Bewerber mitzuteilen. Der Bewerber hat die 
Kenntnisnahme des Ergebnisses bei nicht bestandener Orts­
kundeprüfung mit seiner Unterschrift zu bestätigen. 

5.4 Die Erlaubnisbehörde hat die Niederschrift dem Antrag auf 
Erteilung der Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung beizu­
fügen und dem Bewerber auf Wunsch die Einsichtnahme zu 
gestatten. 

6 

6.1 Der Antrag auf Erteilung der Fahrerlaubnis zur Fahrgastbe­
förderung ist nach einem Jahr als gegenstandslos anzusehen; 
die Ortskundeprüfung muss daher innerhalb dieses Zeit­
raums mit Erfolg abgelegt werden. 

6.2 Hat der Bewerber die Ortskundeprüfung nicht bestanden, so 
darf er sie auf der Grundlage seines vorliegenden - noch 
gültigen - Antrages auf Erteilung der Fahrerlaubnis zur 
Fahrgastbeförderung zweimal wiederholen. Die Erlaubnis­
behörde kann eine angemessene Frist bestimmen, vor deren 
Ablauf die Prüfung nicht wiederholt werden darf, dabei soll­
te in der Regel eine Frist von 14 Tagen nicht unterschritten 
werden. 

7 

Diese Ortskundeprüfungsrichtlinien treten am 1. März 2005 
in Kraft und mit Ablauf des 28. Februar 2011 außer Kraft. 
Die Ortskundeprüfungsrichtlinien vom 15. Februar 1999 
(ABl. S. 282) werden aufgehoben. 
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